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Berlin, 9. Juli 2026 

 

Rückmeldung Entwurf für ein Gesetz zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur (Änderung 

BNatSchG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiernach die Rückmeldung meines Hauses zum Gesetzesentwurf zur Stärkung der 

natürlichen Infrastruktur. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

1.  

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Das Gesetz zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur wird begrüßt.  

Die Zielstellung des Gesetzes, den Flächenbedarf für naturschutzfachliche Aufwertung zu 

decken und die ökologische Vernetzung zu stärken sowie die Umsetzung von 

Kompensationsmaßnahmen im Bereich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

insbesondere für wichtige bauliche Infrastrukturvorhaben zu erleichtern und zu 

beschleunigen wird unterstützt.  

Mit den in § 20 a BNatSchGE aufgeführten Flächen wird eine Flächenkulisse geschaffen, die 

gesichert und insbesondere für Kompensationsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden 

soll. Hier ist zu bedenken, dass die grüne Infrastruktur im bebauten Raum und insbesondere 

in bewohnten Bereichen von der Flächenkulisse des § 20 a BNatSchGE nicht erfasst wird. 

Eine Sicherung sowie Lenkung von Kompensations-maßnahmen auf diese Flächen (u.a. 

Grün- und Freiflächen, Feldfluren) ist nicht vorgesehen.  

Die Ziele des § 1 BNatSchG beziehen sich sowohl auf den bebauten als auch unbebauten 

Raum, die Umsetzung dieser Ziele tritt in der Folge des vorliegenden Entwurfes jedoch auf 

den Flächen der grünen Infrastruktur im bebauten bzw. bewohnten Bereichen zurück. Dies 

kommt insbesondere in Stadtstaaten zum Tragen. 

Die verstärkte Lenkung von Kompensationsmaßnahmen auf Flächen der Natürlichen 

Infrastruktur sollte vertieft geprüft werden. Die natürliche Infrastruktur setzt sich aus 

besonders zu schützenden Freiflächen zusammen, die in der Regel bereits 

naturschutzfachlich hochwertig sind und bei denen fraglich ist, ob sie in jedem Fall ein 

weiteres entsprechendes Aufwertungspotential vorweisen können. Zudem stellt sich die 

Frage, ob die Flächen der natürlichen Infrastruktur als Kompensationsflächen gegenüber 

naturschutzfachlich minderwertigen Flächen, die in der Regel ein hohes 

Aufwertungspotential vorweisen können, grundsätzlich zu bevorzugen sind. 

Wünschenswert wäre, dass die Inanspruchnahme durch Infrastruktur- bzw. sonstige 

Bauvorhaben flankiert wird.   
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Angemerkt wird auch, dass Vorschriften zur Stärkung des Vorkaufsrechtes an Flächen der 

Natürlichen Infrastruktur keinen Eingang in den Referentenentwurf gefunden haben.  

Der Gesetzesentwurf enthält einige Regelungen, die in Bezug auf strittige Fragen u.a. der 

Eingriffsregelung klarstellende Vorgaben enthalten. Dies dürfte sich im weiteren Umgang mit 

dem Naturschutzrecht als hilfreich erweisen.  

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Zu § 1 Absatz 1 a: Hinsichtlich der Regelung, dass die wichtigsten Elemente des 

Naturschutzes in das überragende öffentliche Interesse zu stellen, stellt sich die Frage der 

Konkurrenz zu anderen gesetzlich geregelten Belangen des überragenden öffentlichen 

Interesses. Fraglich zudem, inwieweit Bedeutung und Schutz durch die Regelung des § 1 a 

Satz 2 ausgestaltet werden.  

Das überragende öffentliche Interesse nach § 1 a Satz 1 soll für Vorhaben, die bis zum 

Inkrafttreten des Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur durch ein anderes 

Bundesgesetz in das überragende öffentliche Interesse gestellt werden, keine Anwendung 

finden. Mit dem zeitlichen Auseinanderfallen des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes mit dem 

Gesetz zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur ist mit einem Inkrafttreten des Infrastruktur-

Zukunftsgesetzes vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 

Infrastruktur zu rechnen.  

Zu § 1 Absatz 3 Nr. 4: Die Aufnahme von Mooren, Wäldern und Gewässern stellt eine 

sinnvolle Ergänzung des § 1 Absatz 3 Nr. 4 da. 

Die Benennung der Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen in § 1 Absatz 3 Nr. 4 ist 

hingegen zu prüfen. Die Vorschrift ist darauf ausgerichtet, Maßnahmen zur dauerhaften 

Sicherung der Leistungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes zu benennen 

und sollte nicht einzelne davon unabhängig bestehende Funktionen der Naturgüter 

adressieren. 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

 

Zu § 2 Absatz 3 a: Die Multifunktionalität und Multiinstrumentalität von Maßnahmen des 

Naturschutzes ist bereits jetzt gängige Praxis. Die Regelung dient der Klarstellung und wird 

begrüßt.  
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4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Zu § 9 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe c: Der Ergänzung des § 9 Absatz 3 Nummer 1 

Buchstabe c um die Wiederherstellung der Natur und den natürlichen Klimaschutz kann 

gefolgt werden- dies dient der Klarstellung. 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Zu § 14 Absatz 4:  Die Frage, ob die in § 14 Absatz 4 BNatSchG-E genannten 

Unterhaltungsmaßnahmen Eingriffe in Natur und Landschaft darstellen hat bisher zu 

Kontroversen geführt. Daher wird die Regelung als Klarstellung begrüßt. Gleichwohl dürfte 

weiterhin für Diskussionen sorgen, welche Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung 

zählen.  

Durch die Freistellung von nur regelmäßig durchgeführten Maßnahmen dürften Maßnahmen, 

die auf langjährig unterlassene Unterhaltungsmaßnahmen folgen, nicht von der Freistellung 

erfasst werden. 

Zu § 14 Absatz 5: Begrüßt wird ausdrücklich die Regelung des § 14 Absatz 5 BNatSchG-E. 

Sie erleichtert Maßnahmen, die der ökologischen Verbesserung sowie zur Verbesserung der 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit oberirdischer Gewässer dienen und beendet einen Konflikt 

um die Aufwertung bestimmter Schutzgüter.   

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Zu § 15 Absatz 2: § 15 Absatz 2 BNatSchG-E erweitert die Möglichkeit zur Durchführung von 

Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen und lässt diese in den betroffenen oder in 

angrenzenden Naturräumen wirksam werden. Die Lockerung des Naturraumbezugs wird 

begrüßt, zumal sich das Land Berlin über drei Naturräume erstreckt und damit nun auch 

durch bundesgesetzliche Regelung ein am Landschaftsprogramm Berlin orientierter 

Ausgleich und Ersatz möglich wird.  

Zu § 15 Absatz 2a: Der neue § 15 Absatz 2 a übernimmt die Regelung des bisherigen 

Absatz 2 Satz 4 zur Multifunktionalität von Maßnahmen und ergänzt diese. Die bereits bisher 

auch rechtliche anerkannte Multifunktionalität von Maßnahmen, z.B. von Maßnahmen der 

Eingriffsregelung mit Maßnahmen des gesetzlichen Biotopschutzes oder Maßnahmen der 
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Eingriffsregelung mit Ersatzaufforstungsmaßnahmen nach den Landeswaldgesetzen soll nun 

geordnet in § 15 Absatz 2 a geregelt und klargestellt werden. Dies wird ausdrücklich 

begrüßt.  

 

Zu § 15 Absatz 3 a und 3 b: Die neuen Absätze 3a und 3b führen eine Bonus- bzw. Malus-

Regelung bei Inanspruchnahme von Ökokonten sowie Flächen der natürlichen Infrastruktur 

ein.  

In Bezug auf die Bonusregelung ist unklar, wie sich der pauschale Abschlag fachlich 

rechtfertigt. Es ist fraglich, wie dieser im Verhältnis zur tatsächlichen Wirkung der 

vorgezogenen Maßnahmen steht, da dieser Bonus unabhängig von dem zeitlichen Vorlauf 

der Maßnahmen erfolgt.  Die bestehenden Regelungen zur Verzinsung von Ökokonten 

werden infrage gestellt.   

Mit diesem Bonus in Höhe von 15 Prozent des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs 

ist eine Lenkungswirkung in bestehende Ökokonten verbunden, die häufig in den Flächen der 

natürlichen Infrastruktur liegen. Damit werden Kompensationsmaßnahmen, die in der grünen 

Infrastruktur im bebauten Raum und insbesondere in bewohnten Bereichen liegen und 

diesen Bonus nicht in Anspruch nehmen können benachteiligt.  

Die Malus-Regelung des § 15 Abs. 3 b stellt einen sinnvollen Aufschlag bei Eingriffen in zu 

schützende Bereiche dar.  

Zu § 15 Absatz 4 Satz 3:  Der neue § 15 Absatz 4 Satz 3 klar, dass sich der 

Sicherungszeitraum, wie bereits bisher gefordert und in der Praxis in der Regel angesetzt, 

auf die Dauer der vorhabenbezogenen Wirkungen bezieht und wird begrüßt.  

Zu § 15 Absatz 6 Satz 7: Nach § 15 Absatz 6 Satz 7 sollen die vereinnahmten 

Ersatzzahlungen nicht mehr nur für Maßnahmen möglichst in dem betroffenen Naturraum, 

sondern auch und vorrangig für den Schutz und den weiteren Ausbau der Natürlichen 

Infrastruktur nach § 20 a verwendet werden. Damit wird die Zweckbindung für die 

Verwendung der Ersatzzahlungen angepasst. Auch wenn der naturschutzfachlichen 

Aufwertung der Natürlichen Infrastruktur besondere Bedeutung zukommt, wird diese 

Regelung kritisch gesehen. Durch die Bonusregelung des § 15 Absatz 3 a erfolgt bereits de 

Fakto eine Lenkungsfunktion der Ersatzmaßnahmen in die Flächen der Natürlichen 

Infrastruktur nach § 20 a. Bei den Flächen der natürlichen Infrastruktur handelt es sich um 

solche, die in der Regel bereits naturschutzfachlich hochwertig sind und ggf. nur ein 

begrenztes Aufwertungspotential besitzen. Hier besteht die Gefahr, dass die Mittel über die 
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eigentliche Aufwertung hinaus auch für nicht zu Kompensationsmaßnahmen zählenden 

Pflegemaßnahmen verwendet werden.  

Zu § 15 Absatz 6 b (neu): Die Erhöhung der Ersatzzahlung um 20 % in den Fällen des § 15 

Absatz 6 a Satz 1 bis 3 ist eine sinnvolle Ergänzung der Regelung der Gleichstellung von 

Realkompensation und Ersatzzahlung in den genannten Fällen. Sie trägt dem Sinn der 

Eingriffsregelung Rechnung, die auf einen vorhabenbezogenen Ausgleich oder Ersatz 

ausgerichtet ist und im Grundsatz den Vorgang der Realkompensation vor der 

Ersatzgeldzahlung beinhaltet.  

Der in § 15 Absatz 6 b (neu) eingefügte Satz 8 ist nicht verständlich, da derzeit ein § 15 

Absatz 9 BNatSchG nicht besteht. 

Zu § 15 Absatz 8 a: Die Regelung des § 15 Absatz 8 a wird kritisch betrachtet. Maßnahmen 

des Klima- und Umweltschutzes können Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des 

Landschaftsbildes auslösen (z.B. Windkraft im Wald). Sie stehen oftmals in Konkurrenz 

zueinander, eine Benachteiligung der Belange des Naturschutzes (des Naturhaushaltes und 

des Landschaftsbildes) ist im Grundsatz nicht gerechtfertigt.  

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Die Regelung des § 15a BNatSchG-E steht in Abhängigkeit zu der noch nicht beschlossenen 

Regelung des § 15 Abs. 6a BNatSchG im Rahmen des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes.  

Die Verwendungsmöglichkeiten der an das BMUKN zu leistenden Ersatzgelder werden stark 

eingeschränkt. Die Länder haben hier keine Möglichkeit außerhalb von Ökokonten eigene 

Flächen und Maßnahmen zur Verwendung der Ersatzgelder anzubieten bzw. bereitzustellen. 

Das BMUKN hat aufgrund der gebundenen Regelung keine Möglichkeit diese zu nutzen. Es 

wird eine Öffnung der Möglichkeiten zur Verwendung der Ersatzgelder gefordert – zumindest 

soll die Möglichkeit geöffnet werden, dass noch nicht umgesetzte Vorhaben der Länder oder 

von landesmittelbaren Institutionen auch durch Ersatzgeldzahlungen aus § 15 Abs. 6a 

finanziert werden können.  

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Hier wird empfohlen in § 15 Absatz 2 Satz 1 das Wort „hat“ durch das Wort „soll“ zu 

ersetzen. Den Anerkennungsbehörden sollte ein gewisser Spielraum eingeräumt werden, bei 

besonderen Vorkommnissen bzw. Erkenntnissen trotz formaler Erfüllung der Vorgaben der 

Nummern 1 und 2 eine Anerkennung zu verweigern. 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 
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In § 16 a BNatSchGE wird eine Naturgutschrift eingefügt, die weder handelbar sein soll, 

noch als Ökokonto genutzt werden kann. Sinn und Zweck dieser Naturgutschrift, 

insbesondere in Abgrenzung zu dem Ökokonto, erschließt sich dabei nicht. Unter anderem 

ist der Adressat und das Ziel dieses neuen Instrumentes nicht näher definiert. Die 

Naturgutschrift wird insofern in Frage gestellt.  

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die Erhöhung des Prozentanteiles des Biotopverbundes an der Fläche eines jeden Landes 

auf 15 Prozent bis zum 31. Dezember 2030 wird begrüßt. Dies entspricht dem bereits im 

Landesnaturschutzgesetz Berlin geforderten Anteil des Biotopverbunds an der Landesfläche.    

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E:  

Zu § 20 a Absatz 1 und 2: Die Schaffung der Natürlichen Infrastruktur als neue zu 

schützende Flächenkulisse wird begrüßt. Ein Großteil der Flächen, die in die Natürliche 

Infrastruktur einbezogen werden, unterliegen bereits unterschiedlichen Schutzvorschriften 

und -regimen. Die Zusammenfassung der in § 20a Absatz 2 genannten Bestandteile in einer 

neuen Infrastrukturkulisse hat das Potenzial, ihnen gegenüber anderen Interessen darüber 

hinaus zusätzliches Gewicht zu verleihen. Daher sollte die Natürliche Infrastruktur und der 

Schutz, den sie vermitteln soll, nicht nur symbolisch bleiben. Hier setzt Absatz 1 an, indem er 

eine allgemeine Schutzpflicht aufstellt, was befürwortet wird. 

Zu § 20 a Absatz 3: § 20 a Absatz 3 legt die besondere Eignung der Flächen der 

Natürlichen Infrastruktur für künftige Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur 

und Landschaft, zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel sowie die 

gleichzeitige Verwirklichung mehrerer Ziele oder Erfüllung mehrerer Verpflichtungen im 

Sinne des § 2 Absatz 3a fest. 

In Bezug auf Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft wird die 

besondere Eignung vor dem Hintergrund der grundsätzlich bereits bestehenden 

naturschutzfachlichen Hochwertigkeit der Flächen in Frage gestellt.  

Die Anwendung der Malus-Regelung des § 15 Absatz 3 b durch § 15 Absatz 3 Satz 3 wird 

begrüßt. Sie ist Ausfluss des in § 20 a Absatz 1 geforderten Schutzes der Natürlichen 

Infrastruktur indem sie die Verantwortung von Vorhabenträgern bei Eingriffen in diese 

Flächen einfordert. 

Unverständlich ist die Aussage des § 20 a Absatz 3 Satz 4, die gegenteilig zu der Forderung 

des § 20 a Abs. 1 steht. Die Forderung zum Schutz der natürlichen Infrastruktur erstreckt sich 

damit auf eine Erhöhung der biotopwertbezogenen Kompensationsumfangs sowie auf einen 
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indirekten Schutz, der in dem Fall besteht, in dem Kompensationsmaßnahmen auf Flächen 

der natürlichen Infrastruktur umgesetzt werden. Es wäre wünschenswert, die allgemeine 

Schutzpflicht oder die Regelung des Absatz 3 Satz 3 zu konkretisieren, um die eigenständige 

Schutzwirkung der Natürlichen Infrastruktur klarzustellen. 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die Reduzierung der Verpflichtung zur umfassenden Sicherung des Biotopverbunds wird 

mitgetragen. Dies entspricht den Erfahrungen der Naturschutzbehörden, nach denen sich 

eine umfassende Sicherung auch der Verbindungsflächen und Verbindungselemente häufig 

nicht realisieren lässt. 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Der neue Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BNatSchGE befreit von dem Erfordernis einer 

Genehmigung für das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut in der freien Natur außerhalb 

ihrer Vorkommensgebiete in zwei Fällen, zum einen auf Deich- und Dammbauten zum 

Küsten- und Hochwasserschutz, zum anderen zur Umsetzung vorgezogener 

Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 Satz 3. Diese Regelung greift zu kurz. Der 

Mangel an zertifiziertem Saatgut wirkt sich nicht nur auf Maßnahmen zum Küsten- und 

Hochwasserschutz oder auf vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 Satz 3 

aus, sondern betrifft Kompensationsmaßnahmen generell.  Eine Beschränkung der 

Genehmigungsfreistellung auf die genannten Fälle ist insbesondere vor dem Hintergrund der 

gewünschten Multikodierung von Maßnahmen nicht nachvollziehbar. Anstelle der im 

Referentenentwurf vorgesehenen Änderung des § 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 wird eine 

Verlängerung der Übergangregelung vorgeschlagen. 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Die vorgeschlagene Regelung wird aus artenschutzrechtlicher Sicht grundsätzlich kritisch 

bewertet. Die beabsichtigte Vereinheitlichung fachlicher Standards ist zwar grundsätzlich 

nachvollziehbar. Der Entwurf überschreitet jedoch die Grenze einer bloßen 

Verwaltungskonkretisierung und eröffnet die potentielle Möglichkeit, dass materielle 

Anforderungen des besonderen Artenschutzrechts faktisch durch Verwaltungsvorschriften 

vorgeprägt und diese als antizipierte Bewertung verstanden werden können. Es ist außerdem 

fraglich, inwiefern den unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten Rechnung getragen wird, 

die jedoch im Rahmen jeder Prüfung zwingend zu beachten sind und ohne die eine fachlich 

fundierte Prüfung nicht möglich ist. 
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Grundsätzlich kritisch ist auch die vorgesehene Festlegung, unter welchen Voraussetzungen 

regelmäßig kein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG vorliegen soll. Die 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände sind unionsrechtlich determiniert und erfordern 

stets eine einzelfallbezogene Prüfung. Pauschalierende Regelannahmen werden der 

artspezifischen und standortbezogenen Komplexität regelmäßig nicht gerecht und bergen 

die Gefahr einer unzulässigen Absenkung des Schutzniveaus. Die Erarbeitung allgemein 

anerkannter Schutzmaßnahmen kann die Planungspraxis erheblich erleichtern. Gleichwohl 

muss ausdrücklich klargestellt werden, dass auch fachlich etablierte 

Vermeidungsmaßnahmen ihre Wirksamkeit stets im konkreten Einzelfall entfalten müssen. 

Gerade bei Vergrämungsmaßnahmen, Bauzeitenregelungen oder technischen 

Schutzvorrichtungen hängt ihre Wirksamkeit maßgeblich von Standort, Population, 

Jahreszeit sowie artspezifischem Verhalten ab. 

Grundsätzlich kritisch gesehen wird auch die vorgesehene Regelung für Unterhaltungs- und 

Erneuerungsmaßnahmen. Diese Maßnahmen werden häufig in ökologisch sensiblen 

Bereichen durchgeführt und können erhebliche Auswirkungen auf Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten haben. Eine generelle Annahme, bestimmte Unterhaltungsmaßnahmen führten 

„in der Regel" zu keinem Verstoß gegen § 44 Absatz 1 BNatSchG, erscheint fachlich 

fraglich. Auch regelmäßig wiederkehrende Unterhaltungsmaßnahmen können abhängig von 

Zeitpunkt, Umfang und örtlichen Gegebenheiten artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 

auslösen. 

Ebenso begegnet die Einbeziehung der Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 

BNatSchG grundsätzlichen Bedenken. Die Voraussetzungen des § 45 Absatz 7 BNatSchG 

setzen unmittelbar die Vorgaben des Artikels 16 FFH-Richtlinie sowie des Artikels 9 

Vogelschutzrichtlinie um. Die Prüfung des Fehlens zumutbarer Alternativen, des 

überwiegenden öffentlichen Interesses sowie der Wahrung des günstigen Erhaltungszustands 

kann nicht abstrakt durch Verwaltungsvorschriften vorgeprägt werden. 

Ferner entsteht der Eindruck, dass für bestimmte Infrastrukturvorhaben sowie Vorhaben der 

Landes- und Bündnisverteidigung ein vereinfachter artenschutzrechtlicher Prüfungsmaßstab 

etabliert werden soll. Eine solche sektorbezogene Privilegierung ist mit dem unionsrechtlich 

vorgegebenen Schutzniveau aktuell nicht vereinbar.  

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 BNatSchG 

auf den Vorgaben der FFH- und Vogelschutzrichtlinie beruhen und nach ständiger 

Rechtsprechung einzelfallbezogen anzuwenden sind. Ob ein Verbotstatbestand verwirklicht 

wird, hängt maßgeblich von den konkreten örtlichen Gegebenheiten, den betroffenen Arten, 
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dem Erhaltungszustand der Populationen sowie Art, Umfang und Zeitpunkt der jeweiligen 

Maßnahme ab. 

Es wird daher angeregt, die Ermächtigung auf fachliche Mindeststandards zu beschränken 

und gesetzlich klarzustellen, dass Verwaltungsvorschriften Orientierungswirkung entfalten. 

Insbesondere sollte keineswegs ausgeschlossen werden, dass sie die erforderliche 

Einzelfallprüfung ersetzen oder die materiellen Anforderungen der §§ 44 und 45 BNatSchG 

sowie des strengen europäischen Artenschutzrechts modifizieren. Soweit die 

Gesetzesbegründung ferner auf die „Beibehaltung des bestehenden hohen 

Schutzniveaus“ verweist, bleibt offen, wie dieses Ziel sichergestellt werden soll. Es fehlt eine 

Klarstellung, dass weitergehende Ermittlungen oder Schutzmaßnahmen im Einzelfall 

unberührt bleiben. Gerade vor diesem Hintergrund bestehen Fragestellungen, ob die 

beabsichtigte Standardisierung mit den unionsrechtlichen Anforderungen an einen 

wirksamen und einzelfallbezogenen Artenschutz vereinbar ist. 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen  

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Mit der Änderung des § 67 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sollen die Anforderungen für die 

Erteilung einer Befreiung ergänzt bzw. konkretisiert werden. Hierbei wird die Ergänzung um 

den Begriff des „Tierwohls“ grundsätzlich kritisch betrachtet. Das Tierwohl im Sinne der 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftung lässt sich unter die bestehenden Gründe des 

überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher 

Art, subsummieren und bedarf als Belang keiner besonderen Benennung.  

Die Ergänzung um den Wohnungsbau kann grundsätzlich mitgetragen werden. Allerdings 

sollte an geeigneter Stelle konkretisiert werden, dass im Einklang mit obergerichtlicher 

Rechtsprechung nicht jedweder Wohnungsbau im überwiegenden öffentlichen Interesse 

liegen kann, sondern nur solcher, der auch tatsächlich zur Entlastung eines angespannten 

Wohnungsmarktes beitragen kann. Hierzu zählt insbesondere mietpreis- und 

belegungsgebundener Wohnraum. 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen 
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